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Christian Koller 
 
"... der Wiener Judenstaat, von dem wir uns unter allen Umständen 
trennen wollen": Die Vorarlberger Anschlussbewegung an die Schweiz  
 
Am 11. Mai 1919 sprachen sich rund 80 Prozent der Stimmberechtigten des Landes 
Vorarlberg dafür aus, Beitrittsverhandlungen zur schweizerischen Eidgenossenschaft 
aufzunehmen. Das Referendum bildete den Kulminationspunkt einer Bewegung, die schon 
wenige Tage nach dem Zusammenbruch der k. u. k. Doppelmonarchie eingesetzt hatte und 
noch einige Zeit aktiv war.1 Trotz des überwältigenden Volksvotums für die Schweiz blieb 
indessen das "Ländle" schliesslich bei der neuen Republik Österreich. Otto Ender, als 
christlichsozialer Landeshauptmann in den Jahren 1918 bis 1920 ein wichtiger Protagonist der 
Anschlussbewegung, deren Ziel er in Bern, Wien und Saint–Germain zum Durchbruch zu 
verhelfen versuchte, avancierte im Jahre 1930 gar zum Bundeskanzler jenes Staates, den er 
ein Jahrzehnt zuvor noch hatte verlassen wollen. 1934 sollte er sogar die Gelegenheit 
bekommen, diesen Staat nach seinen Vorstellungen umzubauen, als ihn Engelbert Dollfuss 
mit der Ausarbeitung einer "berufsständischen" Verfassung für ein autoritär regiertes 
Österreich betraute. 
Die Abstimmung vom 11. Mai 1919 reiht sich zugleich ein in eine ganze Reihe von 
Plebisziten über Gebietsveränderungen, die am  Ende des Ersten Weltkriegs als Ausfluss des 
1917/18 propagandistisch stark aufgewerteten "Selbstbestimmungsrechts der Völker" über die 
politische Zukunft gewisser Gebiete und der in ihnen lebenden Bevölkerungen befanden. 
Allerdings waren die Siegermächte bei der Anwendung des von ihnen selbst propagierten 
Prinzips keineswegs konsequent. Während die Friedensverträge für einige Gebiete – 
Schleswig, Ostpreussen, Oberschlesien, Saarland, Eupen–Malmédy und Südkärnten – 
Referenden vorsahen, wurden andere Gebietsveränderungen ohne Befragung der betroffenen 
Bevölkerung vorgenommen. In einigen Gebieten schliesslich fanden Abstimmungen ohne 
vertragliche Grundlage statt. Neben dem Vorarlberg war dies auch auf den Åland–Inseln, 
                                                
1 Vgl. zur Anschlussbewegung Zuderell, Elfriede Auguste: Die Anschlussbewegung Vorarlbergs an die Schweiz 
1918–1921. phil. Diss. (masch.). Graz 1946; Ender, Otto: Vorarlbergs Schweizer–Anschluss–Bewegung von 
1918 bis 1924. Dornbirn 1952; Witzig, Daniel: Die Vorarlberger Frage: Die Vorarlberger Anschlussbewegung 
an die Schweiz, territorialer Verzicht und territoriale Ansprüche vor dem Hintergrund der Neugestaltung 
Europas, 1918–1922. Basel 1974; Cohen, Harlan Kurtz: The Vorarlberg Question 1918-1922: The failure of the 
movement for union to Switzerland. phil. Diss. (masch.). Cambridge 1975; Dreier, Werner: Zwischen Kaiser und 
"Führer": Vorarlberg im Umbruch 1918–1938. Bregenz 1986; Pichler, Meinrad: "Lieber in Lumpen gehüllt in 
Deutschland oder als reicher Mann in der Schweiz?" (Pirker): Anmerkungen zu Interessenlagen hinter der 
Schweiz–Anschluss–Bewegung, in: Montfort 40 (1988). S. 61-69; Dreier, Werner und Meinrad Pichler: 
Vergebliches Werben: Misslungene Vorarlberger Anschlussversuche an die Schweiz und an Schwaben (1918–
1920). Bregenz 1989; Arbeitsgemeinschaft für regionale Geschichte (Hg.): "Eidgenossen helft Euren Brüdern in 
Not": Vorarlbergs Beziehungen zu seinen Nachbarstaaten 1918–1922. Feldkirch 1990. 
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sowie im Tirol und in Salzburg der Fall. Diese Referenden wurden von den Siegermächten 
bei der Gebietszuordnung indessen ignoriert.2 
Die Vorarlberger Anschlussbewegung steht damit im Schnittpunkt entscheidender Vorgänge 
auf unterschiedlichen Ebenen. Neben dem territorialen Konsolidierungsprozess der neuen 
österreichischen Republik sind dabei insbesondere Vorgänge und Strukturen auf der 
landesgeschichtlichen Ebene sowie die Formation eines neuen internationalen Systems unter 
Führung der Siegermächte im Zeichen der Pariser Vorortsverträge nach dem Kollaps der 
traditionellen Pentarchie zu nennen. Entsprechend sollen im Folgenden nach einem 
einleitenden Abschnitt über die Situation Vorarlbergs am Ende des Weltkrieges zunächst die 
Vorarlberger Bewegungen für einen Anschluss an die Schweiz und an Deutschland 
beziehungsweise eine süddeutsche Republik analysiert werden. In weiteren Abschnitten 
werde ich die Haltung von Regierung und Öffentlichkeit zur Vorarlberg–Frage in Österreich 
und der Schweiz sowie die Rolle der Siegermächte und des Völkerbundes beleuchten. Ein 
letzter Hauptteil setzt sich schliesslich mit dem Schicksal des Fürstentums Liechtenstein 
auseinander, das bis 1918 eng mit der Donaumonarchie und insbesondere mit Vorarlberg 
verbunden war und durch einen Anschluss Vorarlbergs an die Schweiz zu einer satellisierten 
Enklave zu werden drohte. 
 
Vorarlberg am Ende des Ersten Weltkriegs 
Wie die andere Teile der Donaumonarchie litt auch Vorarlberg stark unter den 
kriegsbedingten ökonomischen Problemen. Als hochindustrialisierte Region war es in 
besonderem Masse von den Lebensmittellieferungen aus anderen Gebieten der Monarchie 
abhängig. Im Jahre 1910 waren im noch am stärksten agrarischen Bezirk Bludenz 48,7 
Prozent der Beschäftigten in der Land– und Forstwirtschaft tätig gewesen gegenüber 29,3 
Prozent in Industrie und Gewerbe. Im Bezirk Bregenz arbeiteten 37,9 Prozent in der Land– 
und Forstwirtschaft und 35,9 Prozent in Industrie und Gewerbe, während im Bezirk Feldkirch 
mit der Industriestadt Dornbirn bereits 55,3 Prozent in Industrie und Gewerbe und nur noch 
20,9 Prozent in der Land– und Forstwirtschaft tätig waren.3 Ab 1916 verschlechterte sich die 
Versorgungslage in Vorarlberg dramatisch, was auch zu Demonstrationen und Streiks führte.4 
                                                
2 Vgl. Koller, Christian: Fremdherrschaft: Ein politischer Kampfbegriff im Zeitalter des Nationalismus. 
Frankfurt/M-New York 2005, S. 103-106. 
3 Böhler, Ingrid: Das tägliche Brot: Ernährungskrisen und Mangelwirtschaft im Ersten Weltkrieg am Beispiel der 
Textilstadt Dornbirn (Vorarlberg), in: Kuprian, Hermann J. W. und Oswald  Überegger (Hg.): Der Erste 
Weltkrieg im Alpenraum: Erfahrung, Deutung, Erinnerung. Innsbruck 2006. S. 212-227, hier: 214. 
4 Vgl. Böhler, Brot; Hanni, Werner: Zur Geschichte der Arbeitskämpfe in Tirol und Vorarlberg 1870–1918: Ein 
Beitrag zur Sozialgeschichte Tirols und Vorarlbergs. phil. Diss. (masch.). Innsbruck 1983. 
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Erst nach dem militärischen Zusammenbruch entspannte sich die Situation dank 
Getreidelieferungen aus der Schweiz.5 
Die im Lande politisch führenden Christlichsozialen und die Deutschfreiheitlichen reagierten 
auf die Ernährungsprobleme und die dadurch hervorgerufenen Proteste, indem sie im August 
1918 einen "Deutschen Volkstag" abhielten, auf dem die Schuld an den Engpässen den 
Lebensmittelzentralen in Wien zugeschoben wurde, in denen "Hunderte von Juden beider 
Geschlechter und aller Jahrgänge" zu finden seien.6 Damit trat ein Interpretament zu Tage, das 
in den folgenden Monaten des Zusammenbruchs in den politischen Diskursen Vorarlbergs 
immer wieder anzutreffen war und auch in der Anschlussbewegung eine nicht unwichtige 
Rolle spielen sollte: "der Jude" als Ursache allen Übels. So stellte nach der Revolution in 
Wien das katholische "Vorarlberger Volksblatt" kategorisch fest: "Hand weg von unserem 
schönen Land, verdammter Jud!" und am 31. Dezember 1918 beschimpfte im Bregenzer 
Stadtrat der Kaufmann Albert Oelz den Sozialdemokraten Spindler als einen "galizianischen 
Juden"7. 
Die antisemitische Welle kam nicht von ungefähr. Die traditionelle religiöse Judenfeindschaft 
hatte sich auch in Vorarlberg gegen Ende des 19. Jahrhunderts zu einem politisch–
ideologischen Antisemitismus transformiert, der als "kultureller Code" "den Juden" 
stellvertretend für alle möglichen negativ empfundenen Tendenzen der Moderne sah.8 Dazu 
gehörten Sozialismus und Laizismus ebenso wie Urbanisierung und forcierte 
Industrialisierung und überhaupt alles "Fremde". Die Vorarlberger Christlichsozialen 
orientierten sich dabei trotz ihrer Aversionen gegen "Wien" ironischerweise stark an dessen 
langjährigem Bürgermeister Karl Lueger.9 Dass in der Phase des Umbruchs und angesichts 
der führenden Rolle, den die Wiener Sozialdemokraten dabei spielten, dieser Antisemitismus 
immer wieder hochkam, vermag wenig zu erstaunen. 
Nach dem Kollaps der Monarchie trat am 3. November 1918 eine provisorische Vorarlberger 
Landesversammlung zusammen, der entsprechend dem Resultat der Reichsratswahlen von 
1911 19 Christlichsoziale, 6 Deutschfreiheitliche und 5 Sozialdemokraten angehörten. Das 
                                                
5 Vgl. Böhler, Ingrid: Die schweizerische Wirtschaftshilfe an Vorarlberg 1918–1921, in: Arbeitsgemeinschaft für 
regionale Geschichte (Hg.): "Eidgenossen helft Euren Brüdern in Not": Vorarlbergs Beziehungen zu seinen 
Nachbarstaaten 1918–1922. Feldkirch 1990. S. 41-54. 
6 Dreier, Werner: "Rücksichtslos und mit aller Kraft": Antisemitismus in Vorarlberg 1880–1945, in: ders. (Hg.): 
Antisemitismus in Vorarlberg: Regionalstudie zur Geschichte einer Weltanschauung. Bregenz 1988. S. 132-249, 
hier: 167. 
7 Vorarlberger Volksblatt, 27.11.1918; Dreier, Werner: Konjunktur und Hoffnung: Vorarlberger 
Arbeiterbewegung 1918–1934, in: Greussig, Kurt (Hg.): Im Prinzip: Hoffnung: Arbeiterbewegung in Vorarlberg 
1870–1946. Bregenz 1984. S. 158-224, hier 205. 
8 Grundsätzlich dazu: Volkov, Shulamit: Antisemitismus als kultureller Code, in: dies.: Antisemitismus als 
kultureller Code: Zehn Essays. München 22000. S. 13-36. 
9 Vgl. Gruber, Hans: Vom Agrarantisemitismus zum katholischen Antisemitismus im Vorarlberg des 
19. Jahrhunderts, in: Blaschke, Olaf und Aram Mattioli (Hg.): Katholischer Antisemitismus im 19. Jahrhundert: 
Ursachen und Traditionen im internationalen Vergleich. Zürich 2000. S. 317-335. 
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Präsidium ging an den christlichsozialen Landesparteiobmann, Advokat und Direktor der 
Landeshypothekenbank Dr. Otto Ender. Als provisorische Regierung übernahm ein Landesrat 
sowohl die Geschäfte des bisherigen Landesausschusses als auch der k. k. Statthalterei. Dem 
Gremium gehörten fünf Christlichsoziale und je zwei Deutschfreiheitliche und 
Sozialdemokraten an. Noch am Tag des ersten Zusammentritts der neuen Behörden erklärte 
sich Vorarlberg als selbständiges, von Tirol unabhängiges Land im Rahmen Deutsch–
Österreichs.10 
Bei der Wahl zur Nationalversammlung am 16. Februar 1919 vermochten die 
Christlichsozialen ihre absolute Mehrheit zu behaupten, während die Sozialdemokraten nur 
rund ein Fünftel der Stimmen auf sich vereinigten.11 Die Vorarlberger Deputation in Wien 
liess in den folgenden Wochen keine Gelegenheit aus zu betonen, dass ihr Mitwirken im 
deutsch–österreichischen Parlament nur ein provisorisches sei. Als die Nationalversammlung 
am 12. März den Antrag auf Anschluss an Deutschland behandelte, erklärte Michael Jutz 
namens der Vorarlberger Abgeordneten, sie könnten nicht zustimmen, da das Land 
Vorarlberg selber über seine staatliche Zukunft entscheiden werde.12 Zu diesem Zeitpunkt 
hatten in Vorarlberg die Bewegungen für einen Anschluss an die Schweiz beziehungsweise an 
Deutschland bereits voll eingesetzt. 
Eine wesentliche Rolle spielte dabei die anhaltende Revolutionsfurcht, die am 7. März durch 
einen Vorfall in Dornbirn neue Nahrung erhielt. An diesem Tag liess auf dem Bahnhof ein 
bislang unbekannter Arbeiterrat einen für Oberösterreich bestimmten Transport von Nutzvieh 
entladen. Es war dies die einzige grössere Manifestation der Rätebewegung in Vorarlberg, sie 
erregte aber landesweit Aufsehen. In Dornbirn und Bregenz gingen Tausende auf die 
Strassen, um ihre Zustimmung zu bekunden. Im Gegenzug veranstalteten die 
Christlichsozialen am Palmsonntag antibolschewistische Massenkundgebungen und 
gründeten im April die "Freiwillige Vorarlberger Volksmiliz" als Vorläuferin der 
Heimwehr.13 Das Gelöbnis dieser paramilitärischen Einheit rekurrierte ausschliesslich auf die 
Landesbehörden. Als Begründung für ihre Schaffung wurden "die immer stärker werdenden 
äusseren Einflüsse und spartakistischen Umtriebe im Lande" angegeben.14 
Grössere Sorgen als die einheimischen Räte machten den Konservativen im März und April 
1919 aber die Vorgänge im benachbarten Bayern. In Lindau sowie zahlreichen anderen 
                                                
10 Bilgeri, Benedikt: Geschichte Vorarlbergs, Bd. 5. Wien etc. 1987, S. 15f. 
11 Bilgeri, Geschichte, S. 23. 
12 Ender, Schweizer–Anschluss–Bewegung, S. 8f. 
13 Dreier, Kaiser, S. 20 und 42f.; Greussing, Kurt: Grenzstationen – Umbruch und Diktatur: Die Vorarlberger 
Sozialdemokratie 1918/19 und 1934–1938, in: Pichler, Meinrad (Hg.): Nachträge zur neueren Vorarlberger 
Landesgeschichte. Bregenz 1983. S. 107-142, hier: 120f.; Bilgeri, Geschichte, S. 24. 
14 Verein für Geschichte der Arbeiterbewegung (Wien), Parteiarchiv vor 1934 M 28/4 Arbeiterräte Steiermark, 
Tirol, Vorarlberg. 
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grenznahen bayrischen Gebieten wurden im März nach dem Münchner Vorbild 
"Räteregierungen" ausgerufen, die erst nach und nach von den Freikorps wieder verdrängt 
wurden. Um ein Übergreifen der erneuten und gegenüber dem vergangenen November noch 
radikalisierten Revolutionswelle auf Vorarlberg zu verhindern, versuchten die Behörden die 
vorarlbergisch–bayrische Grenze möglichst zu sperren. Am 27. April schliesslich fanden nach 
einem heftigen Wahlkampf die ersten Landtagswahlen statt, die von den Christlichsozialen 
mit einem Stimmenanteil von fast 64 Prozent überlegen gewonnen wurden. Die 
Sozialdemokraten kamen auf 19 Prozent, die Deutschfreiheitlichen auf 11 Prozent. Damit lag 
auch die Weichenstellung über die staatliche Zukunft des Landes wesentlich bei den 
Christlichsozialen.15 
 
Anschlussbewegungen 1918–23 
Initiator und Spiritus rector der Anschlussbewegung an die Schweiz war der christlichsoziale 
Lustenauer Lehrer Ferdinand Riedmann, der als Leutnant schon am 2. November 1918 in 
Linz vor versammelten Vorarlberger Soldaten eine Anschluss–Rede hielt.16 Am 
13. November erfolgte in Lustenau auf einer ersten Versammlung die Gründung eines 
Werbeausschusses, der schon zwei Tage darauf dem Landesrat eine Resolution zugunsten 
eines Anschlusses an die Schweiz überreichte. Neben Riedmann wurde in der Bewegung, der 
sich sogleich Delegierte aus 30 Vorarlberger Gemeinden anschlossen, ab Frühjahr 1919 der 
nachmalige Bregenzer Gymnasialprofessor Paul Pirker zum zweiten führenden Kopf.17 
Am 22. November 1918 fand im Kronensaal zu Lustenau die erste grosse Werbeversammlung 
der Anschlussbewegung statt. Ferdinand Riedmann führte dabei aus, Vorarlberg sei als eigene 
Republik zu klein. Ein Anschluss an Deutsch–Österreich oder an Deutschland sei indessen 
nicht zu empfehlen, da die gegenwärtige Führung sowohl in Wien als auch in Berlin auf eine 
kommende "ausgesprochene Judenherrschaft" hinweise: "Wien kennt die Vorarlberger nicht, 
und wir wollen nichts von den Wiener Juden wissen." Als einziger Weg verbleibe damit der 
Anschluss an die Schweiz als eigener Kanton.18 Das antirevolutionäre und antisozialistische 
Motiv war in dieser Argumentation unverkennbar. Während in Wien und Berlin die 
Regierungsgewalt soeben auf die Sozialdemokratie übergegangen war, schien in der Schweiz, 
nachdem der vom Bürgertum als Revolutionsversuch interpretierte dreitägige Landesstreik 
                                                
15 Bilgeri, Geschichte, S. 25-33; Dreier, Werben, S. 134f.; Burmeister, Karl Heinz: Geschichte Vorarlbergs: Ein 
Überblick. Wien-München 1998, S. 183; Rupp, Willi: Die bolschewistische Räterepublik Lindau und 
Reaktionen in Vorarlberg, in: Arbeitsgemeinschaft für regionale Geschichte (Hg.): "Eidgenossen helft Euren 
Brüdern in Not": Vorarlbergs Beziehungen zu seinen Nachbarstaaten 1918–1922. Feldkirch 1990. S. 135-145. 
16 Vgl. zu Riedmann Dreier, Werben, S. 102-113. 
17 Ender, Schweizer–Anschluss–Bewegung, S. 6f. 
18 Bilgeri, Geschichte, S. 38f. 
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am 14. November zusammengebrochen war,19 die Möglichkeit einer sozialistischen 
(beziehungsweise, in Riedmanns Diktion: "jüdischen") Machtübernahme gebannt. 
Die Lustenauer Versammlung gab den Startschuss zu einer ganzen Reihe ähnlicher 
Veranstaltungen. Anfang Januar 1919 organisierten Anschlussfreunde im Rheintal eine 
private Unterschriftensammlung, die in einzelnen Gemeinden 93 bis 95 Prozent für den 
Anschluss an die Schweiz ergab. Im folgenden Monat wurde eine Petition lanciert, die 
angeblich von 70 Prozent der Vorarlberger Wahlberechtigten unterzeichnet und am 1. März 
dem Landeshauptmann übergeben wurde.20 Damit konnten die politischen Eliten der 
Anschlussfrage nicht mehr ausweichen. Am 15. März hielt Landeshauptmann Ender in der 
Landesversammlung eine Rede über die staatliche Zukunft Vorarlbergs, in der er auf 
geographische, "stammesmässige", historische und wirtschaftliche Elemente rekurrierte. 
Entsprechend seinem Vorschlag beschloss die Versammlung, den Entscheid über die 
Anschlussfrage dem neu zu wählenden Landtag zu überlassen. Falls der Rat nicht für 
Deutsch–Österreich optieren würde, sollte das Volk in einem Referendum das letzte Wort 
haben. Zugleich wurde ein Verhandlungsausschuss eingesetzt, der mit Deutsch–Österreich, 
der Schweiz und Deutschland Fühlung aufnehmen sollte.21 
Ihre soziale Basis hatte die Anschlussbewegung vor allem in jenen Schichten, die die 
Kriegsfolgen am unmittelbarsten zu tragen hatten. Dazu gehörten Bauern, die ihre Söhne und 
teilweise auch ihre ökonomische Basis verloren hatten, der gewerbliche Mittelstand, dessen 
Ersparnisse durch die Kriegsanleihen vernichtet worden waren, Sticker, deren Exportmarkt 
mit dem Zusammenbruch der Monarchie verschwunden war, sowie kleinbürgerliche und 
proletarische Haushalte, die die Lebensmittelnot am stärksten spürten und entsprechend die 
Lieferungen aus der Schweiz am dankbarsten entgegennahmen. Distanziert bis ablehnend 
waren dagegen gesellschaftliche Eliten wie Ärzte, Rechtsanwälte, Intellektuelle und höherer 
Klerus, sodann die Beamten, die um ihre Pensionsansprüche fürchteten, sowie die 
Eisenbahner wegen angeblich besserer Arbeitsbedingungen der österreichischen gegenüber 
den schweizerischen Bahnen. Vehemente Opposition kam aus Fabrikantenkreisen, die die 
Konkurrenz der schweizerischen Industrie und den Verlust von Absatzmärkten befürchteten.22 
Bereits am 29. November 1918 beschloss die Vollversammlung der "Sektion Vorarlberg des 
Reichsverbandes der österreichischen Industrie" Ablehnung eines Beitritts zur Schweiz und 
                                                
19 Vgl. Gautschi, Willi: Der Landesstreik 1918. Zürich etc. 1968. 
20 Ender, Schweizer–Anschluss–Bewegung, S. 7f.; Bilgeri, Geschichte, S. 40. 
21 Wohin strebt Vorarlberg? Bregenz 1919; Ender, Schweizer–Anschluss–Bewegung, S. 9-15. 
22 Dreier, Werben, S. 35f. 
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stattdessen ihre Unterstützung eines Anschlusses an Deutschland "als Zusammenschluss aller 
deutschen Sprachgebiete".23 
Die politischen Parteien standen der Anschlussbewegung unterschiedlich gegenüber. Die 
Christlichsozialen waren anfangs eher skeptisch, machten sich dann aber im Frühjahr 1919 
angesichts der grossen Unterstützung durch die Bevölkerung und des antirevolutionären 
Impetus der Bewegung zu Advokaten des Anschlusses an die Schweiz. Im Jahre 1920 
änderten sie ihre Meinung erneut, nachdem ein Auseinanderbrechen der Republik Österreich 
unwahrscheinlich geworden war und ihre Parteifreunde in Wien die Führung in der Regierung 
des neuen Staates übernommen hatten. Die Sozialdemokraten hatten zunächst starke 
Sympathien für einen Anschluss an die direktdemokratische Republik im Westen, wurden 
dann aber von der Wiener Parteizentrale zurückgepfiffen. Verschiedene Genossen machten 
sich indessen auch für einen Anschluss an Deutschland stark, das sich zeitweise Richtung 
Sozialismus zu bewegen schien. Die Deutschfreiheitlichen als Partei der Fabrikanten, 
Kaufleute, des Bildungsbürgertums und vieler Angestellten schliesslich tendierten aus 
nationalistischen wie ökonomischen Motiven stark zu einem Anschluss an Deutschland.24 
Wenngleich die Bewegung für einen Anschluss an die Schweiz ihren grossen Rückhalt in der 
Bevölkerung hauptsächlich materiellen Motiven verdankte, so gebrach es ihr doch nicht eines 
ideologischen Überbaus, den Meinrad Pichler folgendermassen auf den Punkt gebracht hat: 
"Riedmanns ideologischer Fundus bestand […] aus jenen kleinbürgerlichen Ängsten und 
Vorurteilen, die später im Faschismus fatale Grundlage für das konkrete politische Handeln 
wurden: Es war das vereinfachende und dadurch plausibel klingende Modell, wonach 
einzelne Sündenböcke die herrschende Misere zu verantworten hätten und wonach in einem 
'neuen Staat' das Recht und das Gesetz des Handelns auf seiten der bisher Deklassierten und 
Fehlgeleiteten sei."25 
Auffällig ist eine gewisse Ausdifferenzierung der gegen innen und gegen aussen 
gebräuchlichen Argumentation. Gegen innen, an die Vorarlberger Bevölkerung gerichtet, 
dominierten neben Kosten–Nutzen–Erwägungen antiwienerische und antisemitische 
Argumente. So stand auf einem Flugblatt zur Volksabstimmung vom 11. Mai zu lesen: 
"Sagen wir 'nein', dann ist uns für alle Zukunft der Weg nach der Schweiz versperrt, dann 
bleibt nur der Weg in den sagenhaften Schwabenstaat, der in nebelhafter Ferne liegt oder nach 
Deutschland, das die Feinde in Paris und London vernichtet haben und uns unbedingt 
                                                
23 Dreier, Werben, S. 126. 
24 Zuderell, Anschlussbewegung, S. 70-80; Dreier, Werben, S. 48-61; Vogel, Bernd: Die "Blauen" der 
Zwischenkriegszeit: Die Grossdeutsche Volkspartei in Vorarlberg. Bregenz 2004, S. 135f. 
25 Dreier, Werben, S. 38. 
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verschliessen; dann bleibt uns nur noch der Wiener Judenstaat, von dem wir uns unter allen 
Umständen trennen wollen."26 
Hingegen wurden gegen aussen, an die Adresse der Schweiz, der Siegermächte und des 
Völkerbundes gerichtet, verschiedene geographische, historische, ethnographische und 
linguistische Motive ins Feld geführt und auch die angeblich besonders ausgeprägte 
demokratische Gesinnung sowohl der Vorarlberger als auch der Schweizer betont. So hiess es 
etwa in einer Denkschrift des Vorarlberger Landrates an den Völkerbund: "Es scheint uns 
angezeigt, hier daran zu erinnern, dass Vorarlberg weder geographisch noch ethnographisch 
zu Oesterreich gehört. Es ist von Oesterreich durch die Berge geschieden, gegen die Schweiz 
dagegen offen. Seine Flüsse gehören nicht zum Stromsystem der Donau, sondern fliessen in 
den Bodensee und Rhein, wie jene der Ost– und Zentralschweiz. Seine Bevölkerung gehört 
im vollen Gegensatz zur übrigen Bevölkerung Oesterreichs dem Stamme der Alemannen an, 
zum Teile auch jenem der Walser und zum Teile sind es alemannisierte Rhätoromanen. 
Dasselbe finden wir in der angrenzenden Schweiz. Es wird auch in Vorarlberg derselbe 
Dialekt gesprochen, wie in der Schweiz. Demokratischer Sinn war im Lande Vorarlberg 
immer stärker ausgebildet als in Innerösterreich; das mag in der Anlage des Volkes begründet 
sein, wurde aber jedenfalls durch den Einfluss der benachbarten Schweiz genährt, mit dem 
Vorarlberg ein reger Verkehr und viele wirtschaftliche Beziehungen verbinden."27 
Wichtig war insbesondere eine ausgeprägte Alemannentümelei, die durchaus ins Völkische 
abgleiten konnte. So schrieb etwa Paul Pirker in einer an ein schweizerisches Publikum 
gerichteten Broschüre: "Wir sind Schweizer schon der Sprache nach. Wenn auch das 
Alemannentum seine politische Selbständigkeit schon lange eingebüsst hat, so erfüllt doch 
sein Name alle jene mit einem Hochgefühl, welche 'gsi' statt 'gwea' sagen und schmiedet sie 
zu einem ideellen Bunde. Mit uns zieht der letzte Rest der Hochalemannen in das 
Schweizerhaus ein. Mit den Schweizern gemeinsam ist uns die Abneigung gegen Adel und 
Juden, welche beide in unserem Lande keine Bedeutung erlangten."28 
Am 25. April 1919 beschloss die Landesversammlung eine Volksabstimmung über die Frage 
abzuhalten, ob Beitrittsverhandlungen zur Schweiz aufgenommen werden sollten. Der 
Abstimmungskampf war kurz und intensiv. Am 2. Mai führten die Pro–Deutschen in Bregenz 
eine Veranstaltung durch, vier Tage darauf zogen die Pro–Schweizer gleichenorts nach.29 Das 
Ergebnis der Volksabstimmung vom 11. Mai liess an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig. 
                                                
26 Vgl. Vorarlberger Tagblatt, 9.5.1919 bzw. Dreier, Werben, S. 40. 
27 Denkschrift des Vorarlberger Landrates an den Völkerbund. Feldkirch o. J. [1920], S. 1f. 
28 Pirker, Paul: Das Vorarlberg: Schweizer! Sind wir eure Brüder? Feldkirch 1919, S. 9. 
29 Ender, Schweizer–Anschluss–Bewegung, S. 17-23. 
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47'208 Stimmberechtigte sprachen sich für die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen zur 
Schweiz aus, lediglich 11'241 Personen waren dagegen.30 
Der Ball lag damit nun bei der Landesregierung, deren Bemühungen in Wien, Bern und 
Saint–Germain in den folgenden Wochen und Monaten indessen wenig Erfolg beschieden 
war. Die Agitation der Anschlussfreunde ging weiter. Am 1. August 1919 brannten anlässlich 
des schweizerischen Nationalfeiertags auf zahlreichen Gipfeln Vorarlbergs Höhenfeuer. Im 
August und September intensivierte die Anschlussbewegung ihre Bemühungen durch 
Abhaltung von über 30 stark besuchten Volksversammlungen und die Verbreitung von 
Propagandamaterial.31 Als sich in der Angelegenheit trotzdem wenig tat, legte Riedmann 
Landeshauptmann Ender im Winter 1919/20 sogar einen regelrechten Putschplan vor. 
Demnach sollte eine neue Volksabstimmung angesetzt und im Falle, dass Wien das nicht 
akzeptierte, der Arlberg gesperrt werden, eventuell unter Sprengung des Eisenbahntunnels. 
Die Schweiz müsste sich für den Tag der Selbständigkeitserklärung mit Lebensmitteln, Geld, 
Grenzwächtern und Eisenbahnarbeitern bereithalten. Innerhalb Vorarlbergs würden vor allem 
Parteigänger der Christlichsozialen die Initiative übernehmen. Vorarlberg würde dann 
zunächst alle Grenzen schliessen, sie sodann nur zur Schweiz hin wieder öffnen, sich als 
selbständiges Gebiet dem Völkerbund unterstellen und den wirtschaftlichen Schutz der 
Schweiz anrufen.32 
Die Begeisterung für einen Anschluss an die Schweiz war bei den politischen Eliten des 
Landes zu diesem Zeitpunkt allerdings schon wieder stark abgekühlt. Am 6. Dezember 1919 
wandte sich Otto Ender im Landtag gegen eine sofortige Losreissung. Gleichwohl beschloss 
der Landtag aber an nämlicher Sitzung das Verlangen des Selbstbestimmungsrechts bei der 
österreichischen Staatsregierung.33 Im März 1920 sprach sich der Landtag dafür aus, ein 
Memorandum an den Völkerbund zu richten.34 Am 1. August 1920 und auch noch im darauf 
folgenden Jahr loderten erneut zahlreiche Höhenfeuer,35 die Anschlussbewegung versandete 
nun aber zusehends. Am 21. Juni 1921 erklärte sich Ender im Landtag offen gegen einen 
Anschluss an die Schweiz, da Österreich nun durch Friedensvertrag und Verfassung 
konsolidiert sei. Der Werbeausschuss wandelte sich nun in einen "Schweizer Bund" um, der 
aber im Sommer 1923 von der Bildfläche verschwand.36 1924 schliesslich wurde der 
                                                
30 Witzig, Vorarlberger Frage, S. 227-233. 
31 Ender, Schweizer–Anschluss–Bewegung, S. 36-40. 
32 Bilgeri, Geschichte, S. 68-71; Dreier, Werben, S. 23-27. 
33 Bilgeri, Geschichte, S. 72.; Witzig, Vorarlberger Frage, S. 389-395. 
34 Dreier, Werben, S. 29-31. 
35 Ender, Schweizer–Anschluss–Bewegung, S. 58; Bilgeri, Geschichte, S. 63 und 76. 
36 Bilgeri, Geschichte, S. 82-84. 
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Volkstribun Riedmann vom christlichsozialen Establishment unter Ender sowohl als Lehrer 
als auch als Kommunalpolitiker kaltgestellt.37 
Die Bewegung für den Anschluss Vorarlbergs an die Schweiz als ein eigener Kanton war 
wohl die wichtigste, keineswegs aber die einzige Vorarlberger Anschlussbewegung jener 
Jahre. Im Dezember 1918 gab es eine separate Anschlussbewegung in den Gemeinden des 
Rheindeltas (Höchst, Fussach, Gaissau) an den Kanton St. Gallen, deren Bestrebungen aber 
rasch von der allgemeinen Anschlussbewegung absorbiert wurden.38 Bedeutender waren 
dagegen die Bestrebungen für einen Anschluss an Deutschland oder an einen süddeutschen 
Staat. 
Schon frühzeitig entstand im Allgäu eine Bewegung, die Vorarlberg für einen Anschluss an 
Bayern gewinnen wollte. Diese Kräfte führten am 10. Januar 1919 eine entsprechende 
Werbeversammlung in Bregenz durch.39 Die Vorarlberger Deutschnationalen wollten 
indessen in ihrer überwiegenden Mehrheit nicht zu Bayern, sondern zu Württemberg und 
machten die auch in Süddeutschland herumgeisternde Idee von einem "schwäbischen 
Stammesstaat" zu ihrem Programm.40 
Sprachrohr der Pro–Deutschen wurde das neu gegründete "Vorarlberger Tagblatt", in dem 
etwa Hans Nägele mit den Pro–Schweizern abrechnete. Ein Anschluss an die Schweiz, so 
Nägele, würde den "wirtschaftlichen Untergang" bedeuten. Ausserdem drohe die 
Überfremdung; auch in der Schweiz gebe es zu viele Juden.41 National gesehen käme 
Vorarlberg als Schweizer Kanton vom Regen in die Traufe: "Wir haben […] in der Schweiz 
ein Völkergemisch, wie wir es im alten Österreich auch nicht viel schlimmer besassen. Wir 
sind nun endlich der Tschechen, Polen, Kleinrussen, Italiener, polnischen Juden […] los 
geworden. Und nun sollen wir wieder zu einem Staate kommen, in welchem die Deutschen 
zwar die Mehrheit haben, in dem aber die Welschen viel mehr zu sagen haben, als ihrer Zahl 
und Bedeutung entspricht."42 
Auch die historischen und "stammesmässigen" Affinitäten zur Schweiz wurden von den Pro–
Deutschen kleingeredet. Adolf Helbok, Privatdozent für Geschichte an der Universität 
Innsbruck, schrieb etwa von der "Tatsache der verhältnismässig geringen Beziehungen 
unserer Rheintalmundarten zu jenen der Schweiz" und betonte stattdessen die Nähe zu den 
"Alemannen" in Süddeutschland: "Die heutige Trennungslinie gegen die alamannischen 
                                                
37 Dreier, Werben, S. 110f. 
38 Ruchti, Jacob: Geschichte der Schweiz während des Ersten Weltkriegs: Politisch, wirtschaftlich und kulturell, 
Bd. 1. Bern 1928, S. 497; Küng, Heribert: Der militärische Standpunkt der Schweiz zur Vorarlberger 
Anschlussbewegung, in: Montfort 26 (1974). S. 73-91, hier: 73; Bilgeri, Geschichte, S. 37f. und 40. 
39 Ender, Schweizer–Anschluss–Bewegung, S. 7. 
40 Dreier, Werben, S. 129-138. 
41 Vorarlberger Tagblatt, 5.1.1919. 
42 Vorarlberger Tagblatt, 19.1.1919. 
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Stammesgenossen in Bayern ist […] erst 104 Jahre alt. Sie ist aber nur 50 Jahre alt, bedenkt 
man, dass Oesterreich bis 1866 führende deutsche Grossmacht und im Deutschen Bunde war. 
Die staatliche Gemeinschaft der Bewohner des beiderseitigen Grenzgebietes vor Errichtung 
dieser künstlichen Grenze war durch Jahrhunderte gegangen und führt in die Zeiten der 
alamannischen Einwanderung zurück." Insgesamt müsse festgehalten werden, "dass unsere 
heutige Grenze gegen Bayern sehr jung ist, während uns der Rhein seit bald 500 Jahren von 
der Schweiz abgrenzt".43 
Nachdem zunächst noch fest damit gerechnet worden war, im Rahmen eines Anschlusses von 
Deutsch–Österreich ohnehin zu Deutschland zu kommen, sofern nur ein vorzeitiger Beitritt 
Vorarlbergs zur Schweiz verhindert werden konnte, zeichnete sich im März 1919 ein alliiertes 
Anschlussverbot in den Friedensverträgen ab. Nun verstärkten die Pro–Deutschen ihre 
Bemühungen.44 Am 4. April 1919 erfolgte die Gründung des "Vorarlberger 
Schwabenkapitels" als Werbeausschuss für einen Anschluss an Schwaben. Am 30. April 
wurde diese Organisation offiziell konstituiert. Den Vorsitz übernahm Dr. Bruno Karrer. Im 
Ausschuss des Schwabenkapitels dominierten Deutschfreiheitliche, es fanden sich aber auch 
vereinzelte Sozialdemokraten und Christlichsoziale. Im Sommer 1919 organisierten die Pro–
Deutschen Kartoffellieferungen aus Deutschland, die jedoch weniger beachtet wurden als 
diejenigen aus der Schweiz. 
Vom offiziellen Deutschland wurden die Vorarlberger Pro–Deutschen wohl teilweise 
finanziell unterstützt,45 primäres Ziel der deutschen Regierung war nach dem Anschlussverbot 
aber der Erhalt eines lebensfähigen Österreich, was auch die Verhinderung eines Beitritts 
Vorarlbergs zur Schweiz implizierte. Zu diesem Behuf versuchte die deutsche Diplomatie 
etwa, die Vorarlberger Anschlussfreunde in Bern als Opportunisten zu diskreditieren und sie 
drohte auch mit einer Verschlechterung der deutsch–schweizerischen Beziehungen, da ein 
Anschluss Vorarlbergs ein Beitrag der Schweiz zur Zerstückelung Deutschlands darstellen 
würde. Durch in der Schweizer Presse lancierte Artikel sollten zudem protestantische 
Bedenken verstärkt werden. Deutschland intervenierte auch in Wien und versuchte mittels 
                                                
43 Helbock, Adolf: Vorarlbergs Beziehungen zu Schwaben, Schweiz und Tirol in der Vergangenheit. Bregenz 
1919, S. 4, 7, 19. 
44 Dreier, Werben, S. 129-143; Rohrer, Karl: Das "Schwabenkapitel" und seine Förderer, in: 
Arbeitsgemeinschaft für regionale Geschichte (Hg.): "Eidgenossen helft Euren Brüdern in Not": Vorarlbergs 
Beziehungen zu seinen Nachbarstaaten 1918–1922. Feldkirch 1990. S. 179-190; Dobras, Werner: Bestrebungen 
zum Anschluss Vorarlbergs an Würtemberg und Bayern, in: Arbeitsgemeinschaft für regionale Geschichte (Hg.): 
"Eidgenossen helft Euren Brüdern in Not": Vorarlbergs Beziehungen zu seinen Nachbarstaaten 1918–1922. 
Feldkirch 1990. S. 191-203. 
45 Dreier, Werben, S. 89-91. 
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seines Botschafters beim Vatikan, die Vorarlberger Jesuiten gegen einen Anschluss an die 
Schweiz, wo der Orden verboten war, zu mobilisieren.46 
 
Österreich 
Die neue österreichische Regierung setzte im Jahre 1919 in ihrem Bestreben, eine Sezession 
Vorarlbergs zu verhindern, auf Zeit. Staatskanzler Renners Taktik bestand darin, die 
Vorarlberg–Frage bis zum Friedensschluss aufzuschieben und die vorgängige Schaffung von 
Fakten durch das Land Vorarlberg oder die Schweiz zu verhindern. Dabei bediente sich 
Renner unterschiedlicher Methoden. Zur Schwächung und Spaltung der Anschlussbewegung 
in Vorarlberg selber liess er nicht nur durch die Wiener Parteizentrale Druck auf die zunächst 
anschlussfreudigen Vorarlberger Genossen ausüben, sondern er sorgte auch für die finanzielle 
Unterstützung des "Schwabenkapitels". Auch auf die Schweiz übte die österreichische 
Regierung Druck aus, teilweise mit italienischer Hilfe.47 
Als Reaktion auf das Plebiszit vom 11. Mai 1919 lud Renner den Vorarlberger 
Landeshauptmann Otto Ender in die österreichische Delegation zur Pariser Friedenskonferenz 
ein. Wenn nun allerdings Bregenz und auch Bern daraus schliessen zu können glaubten, dass 
Ender das Anschlussbegehren seines Landes vor die Konferenz würde bringen dürfen, sahen 
sie sich im Verlauf der zweiten Maihälfte eines Besseren belehrt. Ender bat Renner während 
der Zeit in Saint–Germain mehrfach, der Friedenskonferenz die Vorarlberg–Frage in dem 
Sinne vorzulegen, dass Vorarlberg selber über seine staatliche Zukunft solle entscheiden 
können. Renner trat darauf aber nicht ein und stellte sich auf den Standpunkt, die Vorarlberg–
Frage solle später bilateral zwischen Deutsch–Österreich und der Schweiz ausgehandelt 
werden. Dadurch gewann Renner nicht nur Zeit, sondern er schwächte auch die Position 
Enders, dem von den ungeduldigeren Vorarlberger Anschlussfreunden ein zu wenig 
energisches Auftreten an der Friedenskonferenz vorgeworfen wurde.48 
Anfang Juni wurden die Bestimmungen des Vertragsentwurfs bekannt, der die österreichische 
Westgrenze als unverändert erklärte. Am 14. September erklärte Renner auf einer 
Länderkonferenz in Wien, die Vorarlberger Frage sei nunmehr erledigt, da der 
Friedensvertrag von Saint–Germain das Staatsgebiet Österreichs unverletzlich gemacht 
habe.49 Nach einer unglücklichen Rede des Schweizer Aussenministers Felix Calonder 
schliesslich intervenierte Renner im Dezember 1919 massiv bei den Siegermächten gegen die 
                                                
46 Dreier, Werben, S. 87f. 
47 Witzig, Vorarlberger Frage, S. 288-293. 
48 Ender, Schweizer–Anschluss–Bewegung, S. 24-27; Witzig, Vorarlberger Frage, S. 278-282. 
49 Bilgeri, Geschichte, S. 64. 
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Anschlussbewegung.50 Am 6. Dezember richtete die österreichische Staatsregierung an den 
Vorarlberger Landrat ein Telegramm, in dem sie sich anerbot, einen eventuellen Antrag 
Vorarlbergs auf Anschlussverhandlungen mit der Schweiz nach Paris weiterzuleiten, 
allerdings unter dem Vorbehalt einer eigenen Stellungnahme zur Wahrung der Interessen 
Österreichs. Der Landtag nahm dieses Anerbieten an, mit der Folge, dass Renner Mitte 
Dezember von den Siegermächten die erhoffte Bekräftigung des im Vertrag von Saint–
Germain festgeschriebenen Zustandes erlangte. 
In der Folgezeit war die Gefahr einer Vorarlberger Sezession nicht mehr akut, solange sich 
die neue Republik Österreich politisch und wirtschaftlich einigermassen über Wasser halten 
konnte. Insbesondere nach dem Bruch der Koalitionsregierung im Herbst 1920 war bei den 
Vorarlberger Christlichsozialen die "Los von Wien"–Stimmung merklich abgekühlt. 
Gleichwohl blieb das Vorarlberg–Problem in der Öffentlichkeit noch einige Zeit präsent und 
es schien auch weiterhin angezeigt, die öffentliche Meinung der Schweiz im österreichischen 
Sinne zu beinflussen. So publizierte Adolf Merkl, Privatdozent für Jurisprudenz an der 
Universität Wien, im Jahresband 1920/21 der "Schweizerischen Juristen–Zeitung" einen 
ausführlichen Artikel zur Vorarlberg–Frage, der in folgende Konklusion mündete: "Das 
Problem der Selbstbestimmung kann im Falle Vorarlberg überhaupt nur aus dem Grunde 
aufgeworfen werden, weil die deutsche Nation staatlich nicht einheitlich organisiert ist, also 
die Möglichkeit besteht, dass sich Deutsche des einen Staates einem anderen deutschen Staate 
anschliessen. […] Lässt man aber die Ausübung des nationalen Selbstbestimmungsrechtes in 
der einen Richtung zu, so muss sie auch in der entgegengesetzten Richtung zugestanden 
werden. Es bestünde also die theoretische Möglichkeit, dass der für einen anderen Staat 
optierende Volksteil nach Wunsch und nach Massgabe der praktischen Durchführbarkeit 
wieder zum frühern Staat zurückoptiert, dass überhaupt die einzelnen Teile der Staaten von 
gleicher Nationalität je nach Belieben unaufhörlich fluktuieren. […] Die von uns eingeräumte 
theoretische Möglichkeit der Ausdeutung des Selbstbestimmungsrechts wird praktisch zu 
seiner Ueberspannung und mithin zur Unmöglichkeit. Vor der Selbstbestimmung tut die 
Selbstbesinnung not!"51 
 
Schweiz 
Für die Eidgenossenschaft ergab sich mit der Vorarlberger Anschlussbewegung die 
Möglichkeit zur ersten territorialen Expansion seit dem Wiener Kongress. Der letzte 
                                                
50 Witzig, Vorarlberger Frage, S. 395-408. 
51 Merkl, Adolf: Die Vorarlberger–Frage im Lichte des Rechtes der Selbstbestimmung, in: Schweizerische 
Juristen–Zeitung 17 (1920/21). S. 133-137, hier: 136f. 
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Ausdehnungsversuch war allerdings noch in ungünstiger Erinnerung. Der Savoyerhandel von 
1860 hatte die Schweiz an den Rand eines Krieges mit Frankreich und zum definitiven 
Verzicht auf eine westliche Arrondierung des helvetischen Staatsterritoriums geführt.52  
Auch ein eventueller Anschluss Vorarlbergs war mit verschiedenen aussen– wie auch 
innenpolitischen Problemen behaftet. Die Gefahr territorialer Kompensationsforderungen war 
vor allem seitens Italiens sehr real, während die Schweiz auf der anderen Seite grundsätzlich 
an guten Beziehungen zu einem lebensfähigen Österreich interessiert war. Auch gab es 
neutralitätspolitische Bedenken. Im Innern hätte ein Beitritt Vorarlbergs das sprachliche, 
konfessionelle und politische Gefüge zugunsten der Deutschsprachigen, der Katholiken und 
der Konservativen verschoben, was angesichts des im Ersten Weltkrieg deutlich zu Tage 
getretenen "Grabens" zwischen den Sprachgruppen und den sich im November 1918 in einem 
dreitägigen Generalstreik entladenden sozialen Spannungen nicht unproblematisch schien. 
Zudem barg ein Beitritt Vorarlbergs zur Schweiz auch massive finanzielle und wirtschaftliche 
Unwägbarkeiten in sich. 
Die Schweizer Regierung wurde schon frühzeitig mit der Problematik eines möglichen 
Beitrittswunsches konfrontiert. Bereits am 14. Oktober 1918 berichtete der Schweizer 
Botschafter aus Wien nach Bern, im Falle eines vollständigen Zusammenbruchs der 
Donaumonarchie wären im Vorarlberg starke Sympathien für die Schweiz vorhanden.53 
Strategisches Hauptziel der Schweizer Politik in den kommenden Monaten und Jahren war 
ein Fortbestand Österreichs, da man weder Deutschland noch Italien als rechtsrheinischen 
Nachbarn wünschte. Dies auferlegte der Eidgenossenschaft in der Vorarlberg–Frage eine 
starke Zurückhaltung.54 So verweigerte der Bundesrat dem im März 1919 eingesetzten 
Vorarlberger Verhandlungsausschuss eine Audienz; die ersten drei Anfragen wurden nicht, 
die vierte dann abschlägig beantwortet.55  
Innerhalb des Regierungsgremiums gab es indessen wegen der Vorarlberg–Frage starke 
Spannungen zwischen den beiden freisinnigen Bundesräten Edmund Schulthess und Felix 
Calonder.56 Während Schulthess vor allem aus wirtschaftlichen Gründen vehement gegen 
einen Beitritt Vorarlbergs Stellung bezog, war Aussenminister Felix Calonder, der aus dem an 
Vorarlberg grenzenden Kanton Graubünden stammte, der einzige eindeutige Anschlussfreund 
im Bundesrat. Der Rest des Gremiums lavierte zwischen diesen beiden Polen, neigte jedoch 
                                                
52 Vgl. Mittler, Max: Der Weg zum Ersten Weltkrieg: Wie neutral war die Schweiz? Kleinstaat und europäischer 
Imperialismus. Zürich 2003, S. 57-97. 
53 Witzig, Vorarlberger Frage, S. 16. 
54 Dreier, Werben, S. 78-80. 
55 Bilgeri, Geschichte, S. 44; Ender, Schweizer–Anschluss–Bewegung, S. 15. 
56 Bonjour, Edgar: Geschichte der schweizerischen Neutralität: Vier Jahrhunderte eidgenössischer Aussenpolitik, 
Bd. 2. 2. erw. Aufl. Basel 1965, S. 727f. 
 - 15 - 
im Laufe des Jahres 1919 immer stärker zur ablehnenden Position Schulthess’. Einen 
glühenden Mitstreiter hatte Calonder in seinem Abteilungschef für Auswärtiges Charles 
Lardy, der bereits am 7. Dezember 1918 in einem Geheimbericht die Angliederung 
Vorarlbergs und Tirols, Domodossolas und Chiavennas an die Schweiz und im Gegenzug die 
Abtretung des Tessins und den Verzicht auf alle schweizerischen Rechte in Savoyen 
vorgeschlagen hatte. 
Am 2. April 1919 beschloss der Bundesrat, die Vorarlberg–Frage sei "qu’avec une extrême 
réserve" anzugehen und es sollten im Moment keine grundsätzlichen Entscheidungen 
getroffen werden. Nötig sei auf jeden Fall eine amtliche Volksabstimmung im Vorarlberg; 
danach könnte die Schweiz die Sache eventuell bei der Pariser Friedenskonferenz anhängig 
machen.57 Am 3. Mai empfing Calonder Otto Ender zu einer Unterredung in Bern und 
versprach für den Fall eines positiven Vorarlberger Volksvotums die Aufnahme von 
Verhandlungen. Nach der Abstimmung und der Ernüchterung von Saint–Germain trafen sich 
Calonder und Ender am 10. Juni erneut, wobei der Schweizer Aussenminister nun forderte, 
dass vor eventuellen Verhandlungen auch Wien sein Einverständnis geben müsste.58  
Ihre definitive Position zur Vorarlberg–Frage formulierte die Schweizer Regierung am 
14. November 1919 in der so genannten "Calonder–Konklusion". Darin wurde festgehalten, 
dass sich die Schweiz in keiner Weise in die inneren Verhältnisse Vorarlbergs und 
Österreichs einzumischen gedenke. Würde aber aus irgendeinem Grund der Fall eintreten, 
dass eine Loslösung Vorarlbergs von Österreich in Frage käme, so würde die Schweiz dessen 
Bestrebungen zur Verwirklichung seines Selbstbestimmungsrechts mit aller Kraft 
unterstützen.59 Diese Positionierung war nun einigermassen erklärungsbedürftig, konnte sie 
doch als Zeichen "gutschweizerischer" aussenpolitischer Zurückhaltung, genau so gut aber 
auch als Aufforderung an Vorarlberg zur Verstärkung seiner Sezessionsbestrebungen gelesen 
werden. Die politische Elite der Schweiz neigte überwiegend zur ersteren Lesart, nicht aber 
der Aussenminister. In einer Stellungnahme vor dem Ständerat deutete er am 21. November 
1919 das "Konklusum" dergestalt aus, dass es primär darum gehe, den Anschluss Vorarlbergs 
an Deutschland zu verhindern. Diese allzu klare Aussage sollte ihm kurz darauf politisch den 
Kopf kosten.60 
                                                
57 Witzig, Vorarlberger Frage, S. 85f. 
58 Ender, Schweizer–Anschluss–Bewegung, S. 19f. und 28. 
59 Zaugg–Prato, Rolf: Die Schweiz im Kampf gegen den Anschluss Österreichs an das Deutsche Reich, 1918–
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60 Zaugg-Prato, Vorarlberg–Frage, S. 57f.; Witzig, Vorarlberger Frage, S. 376-388 und 408-412. 
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Die öffentliche Meinung der Schweiz war zur Vorarlberg–Frage gespalten. Von den Parteien 
war die Haltung der politisch führenden Freisinnigen uneinheitlich, sie neigten jedoch 
mehrheitlich zu einer Unterstützung der Anschlussbewegung. Die Katholisch–Konservativen 
als Juniorpartner der bürgerlichen Regierung sprachen sich mehrheitlich für eine Aufnahme 
Vorarlbergs aus, vor allem in ihren Hochburgen in der Ostschweiz. Es gab jedoch in ihren 
Reihen auch vehemente Anschlussgegner. Die Sozialdemokraten, die grösste 
Oppositionspartei, waren eindeutig dagegen, wobei sowohl finanzielle Bedenken als auch die 
Furcht vor einer Verstärkung der konservativen Kräfte ausschlaggebend waren. Die Haltung 
für oder gegen den Beitritt Vorarlbergs verlief interessanterweise weder exakt entlang den 
Konfessions– noch entlang den Sprachgrenzen. So waren die katholischen Zentralschweizer 
Urkantone mehrheitlich dagegen, das calvinistische Genf aber dafür. Die Ostschweiz war 
mehrheitlich für die Aufnahme, wobei das Zentrum der Anschlussfreunde im Kanton 
St. Gallen lag. In der Romandie waren die Waadt und Neuchâtel ablehnend, während es in 
Fribourg und Genf viele Anschlussfreunde gab. Die italienische Schweiz war ziemlich 
geschlossen dagegen.61 
In der schweizerischen Presse und Publizistik wurde die Frage lebhaft erörtert. Die 
Beitrittsbefürworter wiesen etwa darauf hin, dass Vorarlberger und Schweizer durch 
"Blutsverwandtschaft" verbunden seien: "Das Volk, welches heute das Land bewohnt, ist ein 
Mischvolk, gerade wie jenes des st. gallischen Rheintales und des Appenzellerlandes." Auch 
die "Gewohnheiten und Sitten" seien "zu beiden Seiten des Rheinufers die gleichen. Vorerst 
die Liebe zum Schiesswesen. […] Gejasst wird leidenschaftlich wie bei uns."62 Mit dem 
Beitritt Vorarlbergs käme zur Schweiz "ein Land, dessen Volk und Gebiet unserem 
Schweizerland würdig ist. Dasselbe verlangt nach Ruhe, Ordnung und Frieden im Schosse der 
schweizerischen Eidgenossenschaft."63 Das Selbstbestimmungsrecht als "eine notwendige 
Folgerung aus dem demokratischen Zeitbewusstsein" oblege der Schweiz "geradezu die 
sittliche Pflicht, überall für dasselbe einzutreten, wo es angerufen wird und in Gefahr steht, 
vergewaltigt zu werden. Auch da, wo es von unsern Freunden und nicht zu unserm Schaden 
in Anspruch genommen wird."64 Demgegenüber wurde von der gegnerischen Seite neben 
finanziellen und ökonomischen Bedenken und der Sorge um das Zusammenleben der 
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Sprachgruppen etwa auch eingewendet, dass in Vorarlberg der Pfarrer "Regent im Lande" 
sei.65 
Die Schweizer Anschlussfreunde organisierten sich in verschiedenen Gruppierungen, wovon 
am wichtigsten das am 18. November 1919 in Rorschach aus der Taufe gehobene und bis 
1922 aktive Komitee "Pro Vorarlberg" war.66 Eine wichtige Rolle bei den Schweizer 
Anschlussfreunden spielte der aus dem katholisch–konservativen Fribourger Patriziat 
stammende rechtsintellektuelle Berner Literaturprofessor Gonzague de Reynold, der sich bei 
"Pro Vorarlberg" sowie dem "Berner Komitee zum Studium der Vorarlberger Frage" 
betätigte.67 
 
Siegermächte und Völkerbund 
Aller landespolitischen Verwicklungen und mehr oder minder durchdachten Schachzügen der 
Regierungen Österreichs, der Schweiz und Deutschlands zum Trotz lag das Schicksal 
Vorarlbergs letztlich in den Händen der Siegermächte des Ersten Weltkriegs. Zum ersten Mal 
wurde die Frage am 8. Mai 1919 im Fünferrat, dem die Vertreter Frankreichs, Italiens, der 
Vereinigten Staaten, Grossbritanniens und Japans angehörten, diskutiert. Dabei insistierte 
insbesondere Italien darauf, dass Vorarlberg bei Österreich bleiben müsse. Sukkurs erhielten 
die Italiener mit dieser Position von Frankreich.68 
Die Haltung Italiens war nun weniger einer plötzlich erwachten Sympathie für den 
ehemaligen Kriegsgegner Österreich geschuldet, als vielmehr einem scheinbar ausgeklügelten 
machtpolitischen Kalkül. Im Bemühen, alle italienischsprachigen Gebiete zu "erlösen", war 
Italien im Krieg nicht nur dem ehemaligen Dreibundpartner Österreich–Ungarn in den 
Rücken gefallen, sondern es gelüstete den sich expansionistisch gebärdenden Nationalstaat 
auch nach der Südschweiz. So beschwor Italien schon kurz nach Kriegsende eine "Tessiner 
Frage" herauf und meldete im Dezember 1918 bei der Entente Forderungen auf die 
Südschweiz an. Ganz im machtpolitischen Denken des 19. Jahrhunderts verwurzelt 
betrachtete die italienische Regierung eine eventuelle Angliederung Vorarlbergs an die 
Schweiz als ein Geschenk der Siegermächte an den neutralen Kleinstaat und verlangte als 
Kompensation die Abtretung des Tessins.69 
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Mit Ausnahme des indifferenten Grossbritannien und der abseits stehenden USA waren alle 
Siegermächte explizit gegen den Anschluss Vorarlbergs an die Schweiz. Daran vermochte 
auch ein Telegramm der Vorarlberger Anschlussfreunde an Georges Clemenceau am 
18. August 1919 nichts zu ändern. Am 17. Dezember sicherte Clemenceau Renner, der nach 
der missglückten Calonder–Rede eine diplomatische Offensive gestartet hatte, zu, dass die 
Siegermächte die Selbständigkeitsbestrebungen von Vorarlberg, Salzburg und Tirol nicht 
anerkennen würden.70 
Danach war eine Wiederbelebung der Vorarlberger Anschlussbewegung nur noch für den Fall 
denkbar, dass Österreich zusammenbrechen würde. Immerhin entschied sich der Vorarlberger 
Landtag 1920 für ein Memorandum an den neu entstandenen Völkerbund. Die Ausarbeitung 
dieses Schriftstücks zog sich über lange Monate hin, Ende 1920 wurde es aber doch noch 
eingereicht.71 Auf Betreiben Giuseppe Mottas, der nach Calonders Sturz das schweizerischen 
Aussenministerium übernommen hatte und an sich als Tessiner ein vehementer 
Anschlussgegner war, anerkannte der Völkerbund daraufhin im Dezember 1920 das 
vorarlbergische Selbstbestimmungsrecht für den Fall einer Auflösung oder eines 
Gesamtanschlusses Österreichs an Deutschland oder eine andere Macht.72 In der Praxis spielte 
dieser Beschluss aber keine Rolle mehr. 
 
Die Vorarlberg–Frage und das Fürstentum Liechtenstein 
Der Zusammenbruch Österreich–Ungarns bedeutete auch einen massiven Einschnitt für das 
Fürstentum Liechtenstein. Der Mikrostaat, dessen Monarch in der k. u. k. Reichshaupt– und 
Residenzstadt zu residieren geruhten, hatte sich im halben Jahrhundert vor dem Ersten 
Weltkrieg immer stärker an die Donaumonarchie angelehnt. Ausserhalb des 
deutschsprachigen Raums wurde er auch kaum als souveräner Staat, sondern als 
österreichische Provinz wahrgenommen. Liechtenstein stellte im ersten Kriegsjahr zwar 
Frankreich eine Neutralitätserklärung zu und liess sich seine Unabhängigkeit auch von 
Grossbritannien und Russland bestätigen. Trotzdem wurden liechtensteinische Staatsbürger 
und Vermögenswerte von der Entente genau gleich wie österreichische behandelt.73 Der 
österreichisch–liechtensteinische Zollvertrag von 1852 hatte das Fürstentum wirtschaftlich 
Vorarlberg integriert. Liechtenstein wurde Teil von dessen Zollgebiet und übernahm das in 
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Vorarlberg gültige Mass– und Gewichtssystem sowie dessen Währung.74 Im Jahre 1880 
übernahm Österreich–Ungarn die Vertretung Liechtensteins im Ausland. Ab 1884 urteilte die 
österreichische Justiz in letzter Instanz über die Entscheide liechtensteinischer Gerichte und 
es galten im Fürstentum die österreichischen Gesetzbücher. 1912 übernahm Österreich auch 
die Verwaltung der Post in Liechtenstein. 
Entsprechend der starken wirtschaftlichen Verflechtung mit Vorarlberg kam es gegen 
Kriegsende auch in Liechtenstein zu massiven Versorgungsschwierigkeiten, die nur mit 
Schweizer Hilfe überwunden werden konnten. Die revolutionäre Welle, die im Oktober und 
November 1918, wenn auch in unterschiedlicher Ausprägung, den ganzen deutschsprachigen 
Raum erfasste, machte auch vor dem Fürstentum nicht halt. Bereits im Vorjahr hatte der 
Rechtsanwalt Wilhelm Beck mit der "Volkspartei" die erste Parteiorganisation Liechtensteins 
aus der Taufe gehoben, die in gemässigter Opposition zur fürstlichen Regierung stand. Die 
Regierungsanhänger vereinigten sich daraufhin in der "Bürgerpartei". Am 7. November 1918 
wählte der Landtag unter Bruch der geltenden Verfassung, die dieses Recht dem Fürsten 
vorbehielt, ein provisorisches Regierungskomitee, das den bisherigen Landesverweser Baron 
Imhof ablöste und dem auch Beck angehörte.  
Dieser als "Liechtensteinische Revolution" bezeichnete Vorgang bewirkte eine tief greifende 
Umgestaltung der liechtensteinischen Institutionen und eine Annäherung an die Schweiz. Der 
in Wien residierende Fürst Johann II. ernannte Anfang Dezember 1918 seinen Neffen Prinz 
Karl zum neuen Landesverweser, dem der Landtag sein Vertrauen aussprach. Das Parlament 
setzte aber auch unter abermaligem Bruch der Verfassung einen Verfassungssausschuss ein. 
Im Jahre 1921 einigte sich dieser Ausschuss mit den Gesandten des Fürsten auf eine neue 
Verfassung, die die Staatsgewalt im Fürsten und im Volk verankerte. Der Fürst trat manche 
seiner Vorrechte dem Regierungschef ab. Alle Landtagsabgeordneten wurden nun vom Volk 
gewählt, die Ernennung von Abgeordneten durch den Fürsten entfiel. Zudem wurden einige 
direktdemokratische Instrumente wie die Gesetzesinitiative der Stimmbürger eingeführt. 
Parallel zu diesen institutionellen Veränderungen, die das politische System des Fürstentums 
ein Stück weit demjenigen der Schweiz annäherten, erfolgte auch aussenpolitisch die 
Abnabelung von Österreich und die Hinwendung zur Eidgenossenschaft. Bereits im April 
1919 kam es zu einer ersten Unterredung zwischen Prinz Karl und Bundesrat Calonder. Noch 
im selben Jahr übernahm die Schweiz von Österreich die diplomatische Vertretung des 
Fürstentums im Ausland. Am 2. August 1919 beschloss der liechtensteinische Landtag 
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einstimmig die Kündigung des Zollabkommens mit Österreich. 1920/21 schlossen die 
Schweiz und Liechtenstein eine Vereinbarung über das Postwesen, worauf 1921 der 
Schweizer Franken zur liechtensteinischen Postgebührenwährung wurde. Anfang 1922 
übernahm die Schweiz auch die diplomatische Vertretung Liechtensteins in Wien. 1923/24 
erfolgte der Vollzug einer Zollunion. Im Mai 1924 wurde der Schweizer Franken endgültig 
zur Währung in Liechtenstein.75 
Voraussetzung dieses Seitenwechsels war ein für Liechtenstein positiver und eng mit der 
Vorarlberg–Frage verknüpfter Verlauf der Pariser Friedenskonferenz. Zusammen mit der 
Vorarlberger Frage wurde die Liechtensteiner Frage vom Obersten Rat an die Territoriale 
Kommission überwiesen, anders als Vorarlberg wurde Liechtenstein aber vom 
österreichischen Territorium ausgeschlossen. Durch die Erwähnung einer österreichisch–
liechtensteinischen Staatsgrenze im Friedensvertrag von Saint–Germain fand die Souveränität 
des Fürstentums im Herbst 1919 die in den Vorjahren unsichere internationale Anerkennung. 
Die österreichische Regierung behandelte nach anfänglichem Sträuben den Status 
Liechtensteins als willkommenes Kompensationsobjekt zur staatlichen Zuordnung 
Vorarlbergs.76 
Auch in Liechtenstein selber wurde die Vorarlberger Frage eng mit dem eigenen Schicksal 
verknüpft. Die beiden liechtensteinischen Parteien beziehungsweise ihre Presseorgane 
interpretierten die Anschlussbewegung primär aus dem Blickwinkel ihrer innen– und 
aussenpolitischen Ziele für Liechtenstein. Die "Oberrheinischen Nachrichten", das Blatt der 
Volkspartei, zeigten starke Sympathien für Vorarlbergs Anschluss an die Schweiz. Da sie 
auch für Liechtenstein eine Distanzierung von Wien, eine wirtschaftliche Annäherung an die 
Schweiz und eine weitergehende Demokratisierung erstrebten, sahen sie die aus einem 
Vorarlberger Anschluss resultierende Insellage des Fürstentums tendenziell als Chance für 
eine vollständige Abkoppelung von Österreich. Demgegenüber war das  "Liechtensteiner 
Volksblatt" als Organ der Bürgerpartei gegen den Vorarlberger Anschluss an die Schweiz, da 
es die bisherige Ausrichtung Liechtensteins nach Österreich beibehalten wollte. Eine 
Insellage hätte seines Erachtens Liechtenstein weitestgehend in die Schweiz integriert und 
damit von Österreich abgeschnitten.77 
 
Fazit 
                                                
75 Zimmermann, Horst: Die Schweiz und Österreich während der Zwischenkriegszeit: Eine Studie und 
Dokumentation internationaler Beziehungen im Schatten der Grossmächte. Wiesbaden 1973, S. 130. 
76 Zimmermann, Schweiz, S. 129; Witzig, Vorarlberger Frage, S. 415f. 
77 Geiger, Peter: Die liechtensteinische Presse und Vorarlbergs Anschlussbestrebungen, in: Arbeitsgemeinschaft 
für regionale Geschichte (Hg.): "Eidgenossen helft Euren Brüdern in Not": Vorarlbergs Beziehungen zu seinen 
Nachbarstaaten 1918–1922. Feldkirch 1990. S. 95-114. 
 - 21 - 
1) Auf einer landesgeschichtlichen Ebene entsprang die Anschlussbewegung an die Schweiz 
wesentlich der Verzweiflung und dem Orientierungsbedürfnis einer schwere materielle Not 
leidenden Bevölkerung, der ob ihres Konservativismus eine sozialrevolutionäre Option 
weitgehend fremd war. Das christlichsoziale Establishment sprang auf einen fahrenden Zug 
auf, um denselben dann sanft abzubremsen, als die eigene Position auch im neuen Österreich 
nicht mehr wesentlich bedroht schien. 
2) Auf dem internationalen Parkett hatte die Bewegung aber keine Chance, standen ihr doch 
mit Ausnahme der freilich stark zögernden Schweiz alle wesentlichen Kräfte entschieden 
entgegen. Da aus unterschiedlichen Motiven sämtliche Akteure ein zwar kleines und 
schwaches, aber doch lebensfähiges Österreich begrüssten, konnte die "Los von Wien"–
Bewegung von keiner Seite auf wirkliche Unterstützung hoffen. 
3) Dadurch hatte die österreichische Staatsregierung in ihrem Bestreben, die bestehende 
Westgrenze zu halten, relativ leichtes Spiel. Der dafür zu zahlende Preis, die Umorientierung 
Liechtensteins zur Schweiz hin, liess sich verhältnismässig einfach verschmerzen.  
 
